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Was wir wollen. 


Wir wollen, daß jeder unſerer Mitbürger, mag er 
in der Hauptſtadt oder im kleinſten Städtchen oder im 
entlegenſten Dorfe wohnen, ſich ſtets bewußt I daß 
auch er. nicht ein willenloſer Theil, ſondern ein lebendi⸗ 
es Glied des deutſchen Volkes wie des preußiſchen 
Stantes iſt. Jeder ſoll erkennen, daß alles Gute und 
Schlimme, was in dieſem Staate geſchieht, oder was 
demſelben von Einheimiſchen oder Fremden angethan 
wird, eine Sache iſt, die ihn nicht blos etwas, ſondern 
ſehr viel angeht. Dazu ze Jeder wiſſen, daß er als 
freier und ſapftſtendeger ann in dem, was ihn an⸗ 
eht, daß er in den Dingen, die feine Perſon und fein 
igenthum, die fein Recht und feine Ehre eben jo gut 
betreffen, wie die des Reichſten und des Vornehmſten, 
auch verlangen kann, mit ſeinem Worte und ſeiner 
Willensmeinung gehört zu werden. Jeder preußiſche 
Staatsbürger bat nach den Geſetzen der Vernunft und 
nach den Beſtimmungen unſerer beſchworenen Verfaſſung 
eben ſo gut, wie die Bürger anderer freien Staaten, das 
Recht, in den Angelegenheiten ſeiner ſtädtiſchen oder 
ländlichen Gemeinde, ſowie des ganzen Staates mitzu⸗ 
ihn’ fo weit nur immer feine Fähigkeit und feine 
Einſicht reicht. Natürlich iſt dabei vorausgeſetzt, daß er 
auch die Pflicht erfüllt, für das gemeine Beſte mit⸗ 
zuleiſten und mitzuthun, was in feinen Kräßf⸗ 
ten ſteht. 

„Damit aber Jedermann ein ſelbſtbewußtes und ſelbſt⸗ 
thätiges Mitglied des Gemeinweſens ſein könne, muß er 
auch die Gelegenheit haben, die Verhältniſſe und Ein⸗ 
richtungen unſeres Staates und die Dinge, die in ihm 
vorgehen, ordentlich und ſo kennen zu lernen, wie ſie in 


Wahrheit und Wirklichkeit ſich verhalten. Da wir wiſſen, 


daß dieſe Gelegenheit an vielen Orten leider noch immer 
nicht in ausreichender Weiſe geboten wird, ſo halten 
wir es für unſere Bürgerpflicht, nach unſeren Kräften dazu 
beizutragen, daß dieſem Mangel nach Möglichkeit ab⸗ 
geholfen werde. Deshalb haben wir uns entſchloſſen, vom 
1. Oktober an allwöchentlich ein Blatt drucken zu laſſen, 


das Jedermann zugänglich ſein, und das Alles beſprechen 
ſoll, was uns Alle gleichmäßig angeht. Daſſelbe ſoll 
folgenden Inhalt haben: 

Wir werden erſtens alles Wichtige und Bemerkens⸗ 
werthe mittheilen, was die Woche hindurch in unſerem 
eigenen Lande und, ſo weit es belehrend für uns iſt, 
auch das, was in anderen Ländern geſchehen iſt. Wir 
wollen es ſo erzählen, daß jeder denkende Mann auch 
den Zuſammenhang, den Sinn und die Bedeutung des 
Geſchehenen ſich klar machen kann. 

Zweitens werden wir die Verfaſſung und die wich⸗ 
tigſten Geſetze unſeres Landes nach en Inhalt, nach 
ihrer Bedeutung und nach ihren Folgen beſprechen. Wir 
werden es mit hoffentlich klaren und deutlichen Gründen 
beweiſen, daß unſere Verfaſſung, trotz einzelner Unvoll⸗ 
kommenheiten, doch die größte Wohlthat iſt, welche 
unſer preußiſches Land unter der Regierung 
König Friedrich Wilhelm's IV. empfangen hat. 
Aber noch heute find die werthvollſten Verheißungen die⸗ 
ſer Verfaſſung nicht erfüllt. Noch immer fehlt eine ganze 
Reihe höchſt wichtiger und verfaſſungsmäßig uns zu⸗ 
ſtehender Geſetze, namentlich die Kreis- und Gemeinde⸗ 
Ordnung und das Unterrichtsgeſetz. Ja, unſere 
Verfaſſung iſt noch nicht einmal in dem Punkte durch⸗ 
eführt, auf dem doch ihre ganze Kraft und 
Wirkſamkett beruht; denn noch immer können die 
von uns aufgebrachten Staatsgelder verausgabt werden, 
und werden wirklich zu vielen Millionen Thalern ver⸗ 
ausgabt, ohne daß die von uns gewählten Ab⸗ 
geordneten ihre verfaſſungsmäßig dazu erfor⸗ 
derliche Zuſtimmung gegeben haben. 

Drittens werden wir zu zeigen ſuchen, wie unſere 
Seen und unſere Geſetze im Ganzen und in ein⸗ 
zelnen Fällen von den pächten, wie von den niedrigften 
Beamten, und wie ſie von den Gerichten des Landes 
ausgeführt und gehandhabt werden müſſen. Denn Jeder 
muß wiſſen, ob Recht und Gerechtigkeit in un⸗ 
1 Lande immer und überall zu Ehren 


ommen. 
darüber ſagen, ob die Kräfte und das Geld unſeres 


Viertens werden wir ganz offen unſere Meinung 


Volkes ſtets mit weiſer Sparſamkeit und nur zu nütz⸗ 
lichen und nothwendigen Dingen verwandt werden. 
Wir beklagen uns nicht darüber, daß das Heer auch in 
Friedenszeiten unſerem Lande und jedem Einzelnen mehr 
Opfer koſtet, als den Bürgern anderer Staaten. Denn 
die Lage Preußens iſt noch immer fo gefährdet, daß 
unſer Volk wehrkräftiger fein muß, als jedes andere. 
Aber gerade um ſo mehr haben wir darüber zu wachen, 
daß nicht zum Schaden unſeres Landes und damit 
gerade zur Schwächung unſerer Wehrkraft nutz⸗ 
loſe Opfer und Opfer zur Unzeit von uns gefordert 
werden. Nicht minder müſſen wir verlangen, daß unſere 
Regierung durch Weisheit und Kraft eine ſolche Stellung 
in Deutſchland erringe, daß die übrigen deutſchen Staa⸗ 
ten nicht länger ſich der Pflicht entziehen können, für 
die Vertheidigung deutſchen Landes und deutſchen Rech⸗ 
tes dieſelben Anſtrengungen zu machen, zu denen wir 
ungezwungen ſtets bereit ſind. 

„ Sünften® endlich werden wir zeigen, nicht blos, ob 
die Regierung, ſondern, was eigentlich unſere erſte 
Sorge ſein ſollte, ob das Volk ſelbſt und die Män⸗ 
ner aus dem Volke überall ihre Schuldigkeit 
thun. Freilich kann es nur dann in einem Lande ge⸗ 
recht und vernünftig zugehen, wenn die Regierung und 
die Beamten ohne Stolz und Selbſtſucht und weiſe 
genug find, um im Sinne des Volkes zu denken und zu 
handeln. Aber ſehr ſelten wird ein Volk eine weiſe und 
wohlwollende Regierung haben, wenn nicht die Bürger, 
ſo weit ſie es irgend vermögen, ſelbſt za nehmen an 
der Handhabung des Rechts und der Förderung des 
Gemeinwohls. Jeder Einzelne kann darin ſehr viel 
mehr leiſten, als man leider zu oft noch glaubt. Außer⸗ 
dem iſt es eine unumſtößliche und durch die ſicherſten 
Erfahrungen beſtätigte Wahrheit, daß auch die beſte und 
weiſeſte Regierung niemals die Macht hat, ein Volk 
glücklich zu machen, wenn dieſes Vol & unwiſſend 
oder zu träge iſt, um ſelbſt der Schmied ſeines 
Glückes zu fein, 

Ueber dieſe Dinge und in dieſem Sinne wollen wir 
u unſern Mitbürgern ſprechen, aber nicht, damit ſie auf 
Freu und Glauben annehmen ſollen, was wir ihnen 
ſagen. Im Gegentheil, wir ſchreiben nur für Männer, 
die das, was ſie leſen und hören, erſt dann für wahr 
und gut halten, wenn ſie es mit ihrem eigenen Ver⸗ 
ftande geprüft und bewährt gefunden haben. Wir wollen 
nur von Männern gehört werden, die zwar den Rath 
Anderer nicht hochmüthig verſchmähen, die aber doch 
ſchließlich nur das thun, was die Stimme ihres eigenen 

»Gewiſſens ihnen gebietet, von Männern AR die unter 
allen Umſtänden ſelbſt zu denken und ſelbſt zu han⸗ 
deln entſchloſſen find. 

Nur ſelbſtdenkende und ſelbſthandelnde Männer ver⸗ 
mögen einen freien Staat zu bilden, einen Staat, in 
welchem überall und nach allen Richtungen hin das 
Recht zur Geltung gelangt. 


Politiſche Wochenſchau. 


In Preußen erwartete man nach der Rückkehr des Kö⸗ 
nigs in feine Staaten endlich Schritte von Seiten der Re⸗ 


gierung, welche geeignet ſind, eine Beendigung des Streites 
zwiſchen der Volksvertretung und den Rithen der Krone, 
unter welchem unſer engeres Vaterland leidet, herbeizuführen. 
Daß ein folder Schritt nur von der Regierung ſelbſt aus⸗ 
gehen kann, liegt auf der Hand, denn nur der König hat 
nach Art. 51. unſerer Verfaſſung das Recht, die Kammern 
zu berufen, und nur in gemeinſamer Berathung zwiſchen Re⸗ 
gierung und Kammer, nur durch Beſchlüſſe, welche gleichzei⸗ 
tig die ne der Volksvertretung und der Regierun 
erhalten” ift die lang erſehnte Beſeitigung dieſes Konfliktes 
denkbar. Die Nothwendigkeit dieſer Veſelligung macht etne 
ſchleunige Berufung der Kammern noch in dieſem Jahre 
höchſt wünſchenswerth, jedoch laſſen die Mittheilungen ſolcher 
Blätter, welche von Seiten der Regierung Nachrichten zu 
empfangen pflegen, eine Einberufung der Kammern nicht 
vor dem Anfang des nächſten Jahres erwarten. 

An die wiederholte Zuſammenkunft, welche der Köniz mit 
dem Kaiſer von Rußland gehelten hat, wird ſich jetzt wahr⸗ 
ſcheinlich in Baden⸗Baden ein Zuſammentreffen mit dem Kai⸗ 
ſer Napoleon anſchließen. a. 

Die aus dem ſchleswig⸗holſtein ſchen Kriege in ihre Hei- 
ai zurückkehrenden Krieger wurden allenthalben von dem 
Volk mit Kundgebungen empfangen, welche des Dienſtes, 
den fie der deutſchen Sache geleiſtet haben, würdig find. 
Wenn dieſer 190 Empfang durch jo manche Thrane um 
die auf dem Felde der Ehre gefallenen Brüder getrübt wurde, 
wenn ſo manche Familie, die ihren Beſchützer, ihren Ernäh⸗ 
rer verloren hat, beſorgt in die Zukunft blickt, jo ſollte dies 
eine ernſte Mahnung jein an das geſammte Volk, daß es 
1 Pflicht ift, erigert, den Krieg in 

oth en find, zu forgen. Man ſoll aber nicht durch verein- 
zelte Sammlungen und Spenden, welche zwar der Wohl⸗ 
thätigkeit und dem Gemeinſinn der Bürger ein weites Feld 
zur Bethätigung deſſelben zu öffnen 1 aber doch im⸗ 
mer nur vorübergehend und die augen] lickliche Roth lindernd 
eingreifen können, helfen, ſondern das Volk ſoll in ſeiner 
Geſammt eit als Staat eintreten und fürteine dauernde Unter⸗ 
ſtützung Derer ſorgen, welche unmittelbar durch den Krieg 
in Mitleidenſchaft gezogen worden ſind. 

Nach langen e ſind jetzt endlich ſämmtliche 
Staaten, die ſeither dem Zollverein angehört haben, demſel⸗ 
ben wieder beigetreten, ſo daß die Befürchtung, im Innern 
1 von Neuem Zollgrenzen entſtehen zu ſehen, ge⸗ 

oben iſt. 

ö In. Mord-Schleewi giebt ſich die däniſche Partei alle 
mögliche Mühe, Adreſſen zu Stande zu bringen, welche die 
Loslöſung dieſes Landestheils von Schleswig- Holſtein und 
den Verbleib deſſelben bei Dänemark verlangen ſollen. Bis 
jetzt fließen aber die Unterſchriften noch ſehr ſpärlich, und 
falls wirklich, wie von einigen Seiten befürwortet wird, jetzt 
nach dem Abſchluß der Friedens ⸗Präliminarien noch eine 
Volksabſtimmung ftattfindet, fo dürfte fi) bald zeigen, daß 
auch in den 1 Diſtrikten die Erkenntniß durch⸗ 
gedrungen iſt, daß die wahren Intereſſen des Landes nur 
durch das Verbleiben bei Schleswig⸗Holſtein gefördert werden. 

Mecklenburg. Bekanntlich hat ſelten eine Verord⸗ 
nung, welche anſcheinend rein polizeilicher Natur iſt, be 
Aufſehen gemacht als das vielbeſprochene mecklenburgiſche 
Prügelgeſetz, und faft alle deutſchen Zeitungen, welche nicht 
im Sche der e Reaktion ftehen, haben dem Unwillen 
des Volkes über dieſes Geſetz Ausdruck gegeben. te man 
jetzt hört, l einige von den Rittergutsbeſitzern deren 
Namen vielfach bei den Beſprechungen des Drügelgefehes und 
ſeiner Folgen genannt worden find, gegen eine Anzahr von 
Zeitungsredaktionen Klage wegen Verleumdung und Beleidi⸗ 
gung erhoben. Einer derselben hat, um ſeine gekränkte 


88 ae 


i llen, von einer einzigen Zeitungsredaktion 
925 en pon 4000 Thlr. verlangt. Wenn der 
edle Herr alle Redaktionen, welche ſich mit ſeinen Helden ⸗ 
thaten beſchäftigt haben, auf gleiche Weiſe in Anſpruch nimmt, 
ſo kann er ſich auf dieſe Weiſe ein recht hübſches Vermögen 


erwerben. , , „ 

n Bremen regt ſich eine große Partei, welche einen 
cheldeie Anſchluß des Stadtgebietes an den deutſchen Zoll⸗ 
verein urchſetzen möchte. Die fortwährend neu entſtehenden 
hangöverſchen Handelsplätze, welche den Binnenhandel ganz 
an ſich zu reißen drohen, ſind der nächſte Anlaß zu dieſen 
Beſtrebungen. Hoffentlich BEN NG un onen recht bald 
gleichfalls das Bedürfniß und die Neigung zu einem ſolchen 
Schritt geltend machen. 


Aus dem Großherzogthum Baden, welches ſich ſeit vier | 


Jahren, feit dem Tage, wo das Miniſterium Stengel dem 
liberalen Miniſterium Lamey Platz machte, der erfreulichſten 
Fortſchritte in der Entwicklung der Geſetzgebung erfreut, 
arbeitet der Erzbiſchof von Freiburg mit allen ihm zu Gebote 
ſtehenden Mitteln gegen das neue Schulgeſetz, welches die 
Schule ganz dem Einfluß der Kirche entziehen foll. Aller⸗ 
dings iſt die Zuverficht der Partei, welche m bieſer Sr 
zu dem Erzbiſchof ſteht, ſeit jenem Moment gebrochen, wo ſie 
vor vier Jahren den ſchon für ganz ſicher gehaltenen Sieg 
plötzlich ihren Händen entgleiten fühlten. Nichts deſtoweniger 
wird die Regierung ihre ganze ie de aufbieten müſſen, 
um bei der bekannten Zähigkeit dieſer Partei den diesmaligen 


turm ahſchlaae nnen. 

In Württemberg hatte man an die Thronbeſteigung des 
neuen Königs jo manche Hoffnung auf Beſſerung geknüpft, 
ja man ſprach ſogar eine Zeit lang von der Beru u des 
liberalen badiſchen Bundestagsgeſandten, des Herrn R. v. Mohl 
in das Minifterium. Jetzt iſt dieſe Hoffnung vollſtändig ge⸗ 
täuſcht worden, die alten Miniſter haben einem Miniſterium 
Platz machen müſſen, welches ſich durch großdeutſche und 
ulttamontane. Gefiunungert auszeichnet. 7; 

Die Regierung von Baiern ſoll, wahrſcheinlich um der 
Anerkennung des Königs Georg von Griechenland Seitens 
Oeſterreich die Spitze zu bieten, geſonnen ſein, jetzt endlich 
das Königreich Italien anzuerkennen. 

In Oeſterreich ſpricht man viel von betenden 
welche mit Rom wegen Abänderung des beſtehenden Kon⸗ 
kordats ſchweben, doch hat es den Anſchein, als ob es ſich 
dabei nur um ſehr unweſentliche Dinge handle. Solche Ab⸗ 
änderungen, wie ſie das Volk in Oeſterreich wünſcht, um den 
Druck zu beenden, welcher von Rom ausgeübt wird, werden 
wohl noch lange auf ſich warten laſſen. 

Die Finanznoth iſt noch dieſelbe wie ſeit 1 Das 
letzte Anlehen iſt noch immer nicht ganz untergebracht, und 
ſchon denkt man an ein neues. Wahrſcheinlich wird der Ver⸗ 
kauf der Staats⸗Domänen mit nächſtem beginnen. Das ein⸗ 
zige Mittel, dieſem Uebel gründlich ee iſt eine Ver⸗ 
b der Armee, doch ſcheint man daran nicht zu 
enken. 


Das wiener Kabinet hat jetzt endlich den vom griechiſchen 
Volke erwählten König Georg anerkannt. Man ſollte glau⸗ 
ben, nachdem der eigene Bruder des Kaiſers von Oeſterreich 
die Krone von Mexiko aus den Händen des Volkes an⸗ 
genommen hat, hätte kein Grund mehr zur Zögerun vorgelegen. 

Ein Schulknabe im Alter von 14 Jahren iſt in Wien 
wegen Hebe zu fünfjähriger Kerkerſtrafe verurtheilt 
worden. Er wollte unter ſeinen Muß ülern einen Geheim⸗ 
bund zur Ermordung des Kaiſers ſtiften. In anderen 
Staaten erhalten die Kinder für derartige Streiche vom 
Vater eine Züchti 


In Frankreich beschäftigt man ſich jetzt vorzüglich mit 


zwei Dingen, mit dem Aufſtande in Algerien, der ganz be⸗ 
deutend an Ausdehnung gewonnen hat und immer neue 
Truppenſendungen nothwendig macht, und mit dem neuen 
Vertrage mit Italien, durch welchen Frankreich endlich den 
Zeitpunkt beſtimmt hat, nach welchem es dem Papſt ſeinem 
Schicksal überlaſſen will. 

Der preußiſche Kriegsminiſter, welcher den Uebungen im 
Lager von Chälons beigewohnt hat, hatte dort Gelegenheit 
Soldaten zu ſehen, welche der Dauer ihrer Ausbildung nach 
etwa den im Geſetz vom 3. September 1814 vorgeſehenen 
Landwehr⸗Rekruten entſprechen würden. Nach allen Berich⸗ 
ten waren die Leistungen derſelben ganz vorzüglich, und dürfte 
ſomit ein neuer und gewichtiger Beweis für die vollſtändige 
Durchführbarkeit dieſes Geſetzes gewonnen ſein. 

Das junge Königreich Italien, welches in den fünf Jah⸗ 
ren ſeiner Bildung noch nicht die Ruhe gefunden hat, welche 
ihm zur Herſtellung der nothwendigen Ordnung im Innern 
nothwendig ift, hat jetzt endlich durch den am 15. September 
abgeſchloſſenen Vertrag mit Frankreich die 195 Ausſicht er⸗ 
langt, daß in zwei Jahren die Wünſche aller wahren Pa⸗ 
trioten erfüllt, und Rom die Hauptſtadt von Italien ſein 
wedor. Beub, zwi“ Wilen “welnlifen bie Franzöſtſchen Ttup⸗ 
pen Rom, und der nur auf ſeine eigene Armee und die Liebe 
der Römer als Stütze angewieſene Papſt wird alsdann das 
Schickſal der weltlichen Herrſchaft der Kirche nicht mehr 
aufhalten können. Einſtweilen verlegt die italieniſche Regie⸗ 
rung in Folge dieſes Vertrages ihren Sitz von Turin nach 
Florenz, da ſich das Bedürfniß herausgeſtellt hat, daß die 
Reſidenz ſich mehr im Mittelpunkt des Reiches u In 
Turin, welche Stadt in Folge deſſen ihre ganze Bedeutung 
verliert und zur Provinzialſtadt herabſinkt, 155 in Folge 
deſſen heftige Unruhen ſtattgefunden, bei denen es ſogar lei⸗ 
der zum Blutvergießen gekommen iſt. 

J 1 eine Miniſterveränderung f 
durch welche ein Miniſterium der äußerſten Rückſchrittspartei, 
an deſſen Spitze der General Narvaez ſteht, ans Ruder ge⸗ 
kommen iſt. 

In England kann man ſich noch immer nicht darüber 
beruhigen, daß man den Dänen nicht zu Hilfe gekommen iſt. 
Soviel man weiß, hat die Engländer nichts weiter daran 
bag uber als ihre Friedeusliebe oder vielmehr die Furcht, 

aß ihr Handel Schaden leiden könnte. 

Aus Amerika lauten die letzten Nachrichten vom Kriegs⸗ 
ſchauplatz für den Norden zwar günſtig, doch läßt ſich ein 
Ende dieſes Krieges, welcher lat die ungeheuerſten Opfer 
an Menſchen und Geld gekoſtet hat, noch nicht abſehen. Das 
wichtigſte Reſultat der letzten Siege ift, daß die im Norden 
ſehr ſtark vertretene ſüdſtaatliche Partei, welche in Folge der 
vielen Niederlagen hoffte, ihren Kandidaten, Mac Clellan, 
bei der nächſten e durchzuſetzen, ſehr kleinlaut 
ge iſt, jo daß die Wiederwahl Lincoln's gefichert 

eint. 


Die Entſtehung des Zollvereins. 


Es iſt heutzutage ſehr ſchwer, ſich eine anſchauliche Vor⸗ 
ſtellung von dem wirthſchaftlichen Zuſtande zu machen, in 
welchem ſich unſer liebes deutſches Vaterland im Anfange 
dieſes Jahrhunderts befand. So viel Staaten, ſo viel Zoll⸗ 
renzen gab es, ja ſogar noch mehr, denn in den größeren 
Staaten waren auch die verſchiedenen Provinzen durch Zoll⸗ 
ſchranken getrennt, und was in der einen gefertigt war, 
mußte, wenn es in der andern verbraucht werden ſollte, an 
der Provinzialgrenze verſteuert werden. Damals war das 
Reiſen ein böſes und langweiliges Ding, alle paar Meilen 
wurde man angehalten und na ſteuerbaren Waaren unter 


3. B. gab es damals eine ſogenannte Handlungs⸗Acciſe, eine 
Großhandlungs⸗ und eine Thor⸗Acciſe und ſogar noch eine 
Nachſchuß⸗Acciſe, ferner eine Landkonſumtions⸗Steuer vom Ge- | in 
mahl, vom Schlachtvieh und Brennmaterial. 
Dorfe ſaß ein Konſumtionsſteuer⸗Erheber und überall reiſten 
Konfumtionsſteuer⸗Offizianten herum, die berechtigt waren, 
jeden Wagen anzuhalten und jedes Haus zu unterfuchen, 
denn Jedermann war verpflichtet, die Steuer - Quittungen 
Nett gſükcreſh herfgethede. Denn toren -Machwkül. Zu der, 


ſucht. Und was war nicht ſteuerbar? — In Preußen 


daß ſeine Vorräthe verſteuert waren. Alles war 


beſteuert; ſogar für Mauerſteine, die im Inlande gefertigt 
waren, mußte man bei ihrer Ueberführung in einen andern 
Steuerbezirk eine Abgabe zahlen. — War, wie erwähnt 
wurde, ſchon das Feilen unter ſolchen Umftänden nicht an⸗ 
genehm, beſonders da auch für jeden guten Wagen und von 
den Wagenpferden, ja ſelbſt für den Kutſcher eine Steuer 
bezahlt werden mußte — ſo leuchtet ein, wie nachtheilig erſt 
dieſe Zuftände auf den Volkswohlſtand wirken mußten. Jeder 
ſaß in feiner Heimath wie auf einer wüſten Inſel. Was er 
brauchte, mußte er ſelbſt erzeugen“), und was er durch ſeinen 
Fleiß erzeugte, war er gezwungen in nächſter Nähe um ge⸗ 
ringen Gewinn zu Wee denn wohin er ſeine Waare 
auch führte, überall mußte er hohen Zoll bezahlen. Eine 
weitere Folge dieſer Zuſtände war es, daß der Staat, trotz 
der vielen und hohen Steuern, welche das Volk drückten, 
doch nur wenig einnahm. Denn die Steuerkraft des Volkes 
iſt nicht unerſchöpflich und jede Ueberſpannung der Steuern 
hindert die Erzeugung der ſteuerbaren Waaren. Außerdem 
war aber die Erhebung der Steuern ſehr theuer, da man 
dazu jo außerordentlich viele Beamte brauchte, deren Gehwrt 
einen unverhältnißmäßigen Theil der Einnahme verſchlang, 
ſo daß für den Staat gar wenig übrig blieb. — Die ver⸗ 
kehrten Einrichtungen brachten dem Ganzen alſo keinen 
Nutzen und dem Einzelnen unendliche Quälerei und Schaden. 

Wirthſchaftliche Zuſtände gleich den geſchilderten vermag 
ein Land kaum in gewöhnlichen Zeiten zu ertragen, außer⸗ 
ordentlichen Ereigniſſen gegenüber muß es natürlich voll 
kommen hülflos ſein. Dies zeigte ſich in Preußen ſehr bald 
nach dem Ausbruch der Napoleoniſchen Kriege. In un⸗ 
glaublich kurzer Zeit waren alle Hülsquellen des nieder⸗ 
geworfenen Staates verſiegt, das Land war verarmt, oder 
richtiger, das bisher übertünchte Elend des Volkes trat zu 
Tage. Der gänzliche Untergang Preußens in Armuth und 
Knechtſchaft ſchien unvermeidlich. In dieſer tiefſten Noth 
übergab König Friedrich Wilhelm II. dem großen Minifter 
Stein die Leitung der Staatsgeſchäfte. Er und ſein Nach⸗ 
folger Hardenberg gründeten den preußiſchen Staat von 


neuem. Die bisherigen Verwaltungsgrundſätze wurden ganz. 


über den Haufen geworfen. Schon in den Jahren 1810 
und 1811 wurden die unzähligen, das Volk drückenden 
Steuern und Zölle auf eine kleinere Zahl und eine geringere 
Höhe beſchränkt. Als aber die Franzoſenkriege endlich mit 
unſäglicher Anſtrengung glücklich hätt waren, da zeigte es 
ſich, daß man noch weiter gehen müſſe. Im Jahre 1820 


10 Eine ältere Verwandte, die mit ihrer ganz wohlhabenden 
Famille auf dem Lande lebte, hat dem Schreiber dieſes oftmals 
erzählt, wie fie ſich ihre Schuhe damals ſelbſt habe nähen müſſen. 


In jedem einer 


wurde eine neue 1 05 der Abgaben und des Zoll⸗ 
tarifs vorgenommen. Der letzt 


feſtgeſtellt, daß kein Zoll ſo hoch ſein dürfe, um dem Volke 
5 


ere wurde nach dem Grundſatz 


folge der durch ihn cheat Vertheuerung die Benutzung 


aare nur in bef Maße möglich zu machen. 


ränktem 


Die im Jahre 1811 erfolgte Beſeitigung der Zollſchranken 
a g ben Verfa aun di win mehr genügend; man 
machte daher den Verſuch, auch die Zollgrenzen zwiſchen den 
deutſchen Bundesſtaaten zu Fall zu 1325 1 


ingen, und trat im 
Jähree 1825 in Verhandlüngen uber dieſen Zweck. 

Es dauerte ziemlich lange, ehe dieſe Unterhandlungen ein 
Erfolg hatten, und erſt das Jahr 1833 darf man als d 
Stiftungsjahr des deutſchen Zollvereins anſehen, obſch 
ſelbſt damals noch lange nicht alle zum heutigen Zollver 
gehörigen Staaten ſich demſelben angeſchloſſen hatten. 

In wenigen Worten laſſen fi. die ſegensreichen Fol; 
des Zollvereins darſtellen. Im Jahre 1837 umfaßte 
8110 Quadratmeilen mit 26 Millionen Einwohnern. 18 
wohnten auf derſelben Fläche 32 ½ Millionen Menſch 
1837 betrugen die Zoll⸗ Einnahmen 17 Millionen Thal 
1862 aber 25%, Millionen.“) Zur Zeit der Stiftung d 
Zollvereins gab es keine Meile Eiſenbahn in Deutſchla 
e werden allein im Zollverein faſt zweitauſend Mei 

ijenbahnen befahren. . 

Alle dieſe Thatſachen ee den Fortſchritt, welch 
der Wohlſtand unſeres Volkes ſeit der Gründung des 3: 
vereins gemacht hat, l hätte er ag grö 

hat, d 


ſein können. Was die volle Entwicklung gehemmt 
über wollen wir ein anderes Mal ſprechen. 
N Sprechſaal. 

Wie ſchreibt man unwiderleg lich? Gewöhn 
res, man anzunehmen, daß man nur dann unwiderleg 
chreiben kann, wenn jeder Gedanke, den man zu Paf 
bringt, ſeinen Urſprung in den ewigen, Grunpfätzen 
Wahrheit und des Rechtes hat. Wir möchten wiſſen, ob 
Provinzial⸗Korreſpondenz webt. de alt hat, daß d 
Grundſähe für fie unverwendbar find? Jedenfalls erjche 
ihr unſer Mittel ungenügend, und ſie verſucht es daher 
einem anderen, indem ſie ſich vor ihren Gegnern verſte 
Jeder Liberale, der auf die Korreſpondenz abonniren u 
wird zurückgewieſen und kann das Blatt für fein Geld n 
bekommen. Offenbar zeigt die Provinzial⸗Korreſpondenz dı 
dieſes Verfahren, daß ſie den weſentlichſten Zweck der Pre 
durch öffentliche Beſprechung die richtige Erkenntniß 
Dinge anzubahnen, nicht gelten laſſen will. Wenn ſie 
gegen ihr Blatt unter den Landleuten freigebig verthei 
und eifrig verbreiten läßt, ſo ſcheint ſie in dem Wahne 
fangen, daß dieſelben nicht ſelbſtändig fare ſondern 
durch fremde Einflüſſe willkürlich beherrſchen laſſen. 1 
erſcheint allerdings ein ſolcher Zweifel an der Urtheilsk 
der Leſer in Preußen ſehr ungerechtfertigt und für m 
Volk beleidigend; aber es bietet den Vortheil, jede Wi 
legung ſcheinbar unmöglich zu machen. Wir vertrauen 

kehrt auf die Urtheilskraft unſerer Leſer, und u 
Blatt ſoll darum Jedem zugänglich ſein. 


) Hierbei ift allerdings zu berückſichtigen, daß im Jahre! 
der Jollverein durch den uche erfolgten Beitritt des Ste 
vereins (Hannover und Oldenburg) vergrößert war. 


— * 


Anfragen, welche ebenſo wie alle andern den walt b. b erbeten werden, fo 


ſobald fie Angelegenheiten von allgemeinem Intereſſe betreffen, moͤglichſt bald 


Alle für die Redaktion beſtimmten Zuſchriften 


ausführlich beantwortet wer 
Die Redaktion der Verfaſſung. 
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